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Motion SP-Fraktion: 

«Anpassungen im Steuergesetz notwendig – Unternehmenssteuern 

 

 

Der Staatshaushalt ist aus dem Lot. Dies ist die Folge der stagnierenden Steuereinnahmen nach 

den erheblichen Reduktionen verschiedener Steuerarten im Umfang von jährlich wiederkehrend 

etwa 500 Mio. Franken sowie der steigenden Ausgaben insbesondere durch die Übernahme zu-

sätzlicher Aufgaben aufgrund der Bundesgesetzgebung. Der Kantonsrat machte der Regierung 

ausgabenseitig scharfe und straffe Vorgaben. Langsam setzt sich aber auch die Erkenntnis 

durch, dass auch einnahmeseitig Massnahmen notwendig sind. 

 

Die bis jetzt beschlossenen Sparmassnahmen treffen vor allem die Gemeinden, mit der Erhö-

hung von Gebühren, die Normalverdienenden (z.B. höhere Krankenkassenprämien) und Familien 

(z.B. Brückenangebote, Studiengebühren) sowie sozial Schwächere. Bei den Einnahmen orien-

tiert sich die vorgesehene Erhöhung des Staatssteuerfusses an der Leistungsfähigkeit und nimmt 

einen Entlastungsschritt der letzten Jahre zurück. Es ist deshalb wichtig, dass bei weiteren ein-

nahmeseitigen Massnahmen nun diejenigen belastet werden, die in den vergangenen Jahren teil-

weise erheblich entlastet worden sind. 

 

Mit dem II. und III. Nachtrag zum Steuergesetz (sGS 811.1) wurde bei den Gewinn- und Kapital-

steuern der Proportionalsatz eingeführt und im zweiten Schritt von 4,5 Prozent auf 3,75 Prozent 

reduziert. Die Unternehmen tragen heute, trotz rekordhohen Gewinnen, nur noch in einem gerin-

gen Masse ihren Beitrag an die staatliche Infrastruktur bei. Eine Infrastruktur, auf die sie ange-

wiesen sind. Der Unternehmenssteuersatz ist wieder so anzuheben, dass er sich angesichts der 

staatlichen Aufgaben und Investitionen auch längerfristig auf demselben Niveau halten kann. Be-

troffen von einer Steuererhöhung wäre nur ein kleiner Teil von Unternehmen. Exportorientierte 

Unternehmen, die unter dem starken Franken leiden, weisen in dieser Zeit wenig oder keinen Ge-

winn aus und wären damit auch nicht betroffen. 

 

Die Regierung wird beauftragt, Art. 89 Steuergesetz zu ändern und den Steuersatz auf 4,25 Pro-

zent festzulegen.» 
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